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(Nr. 13554.) Verordnung über Verteilung der Pauſchbeträge zur Ablöſung von Verwaltungskoſten⸗ 
zuſchüſſen auf die Gemeinden. Vom 15. Dezember 1930. 


Auf Grund des 8 6 des Geſetzes über die Pauſchalierung der Verwaltungskoſtenzuſchüſſe vom 
17. Juli 1930 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 215) wird verordnet: 


Artikel I. 


Die nach Maßgabe der SS 1 und 2 des Geſetzes über die Pauſchalierung der Verwaltungs⸗ 
koſtenzuſchüſſe vom 17. Juli 1930 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 215) von der Deutſchen Reichspoſt und der 
Deutſchen Reichsbahn-Geſellſchaft für die Rechnungsjahre 1925 bis 1929 ſowie für die folgenden 
Rechnungsjahre zur Verfügung geſtellten und künftig zur Überweiſung gelangenden Pauſchbeträge 
zur Abgeltung der ebenes esche werden auf die Gemeinden nach den Vorſchriften des 
Artikels II verteilt. 


Artikel II. 


8 1. 

(1) An den für die Rechnungsjahre 1925 bis 1929 zur Verfügung geſtellten Pauſchbeträgen 
werden die Gemeinden unter Zugrundelegung der am 10. Oktober 1929 in ihrem Bezirke wohnhaft 
geweſenen Arbeitnehmer der Reichspoſt und der Deutſchen Reichsbahn-Geſellſchaft einſchließlich deren 
Familienangehörigen (Poft- und Bahnarbeitnehmerbevölkerung) nach dem Verhältniſſe der Zahl 
der Arbeitnehmer ſämtlicher zuſchußpflichtigen Reichsbetriebe — SS 8 und 9 des Geſetzes über die 
gegenſeitigen Beſteuerungsrechte des Reichs, der Länder und der Gemeinden vom 10. Auguſt 1925 
(Reichsgeſetzbl. 1 S. 252) in der Faſſung des § 9 des Geſetzes über die Pauſchalierung der 
Verwaltungskoſtenzuſchüſſe vom 17. Juli 1930 (Reichsgeſetzbl. I S. 215) — ſowie deren Familien⸗ 
angehörigen (geſamte Arbeitnehmerdepölkerung der zuſchußpflichtigen Reichsbetriebe) zur Ein⸗ 
wohnerzahl beteiligt. Dabei wird zunächſt die geſamte Arbeitnehmerbevölkerung der zuſchuß⸗ 
pflichtigen Reichsbetriebe 


mit den erſten 5 vom Hundert 1 fach 
weiteren? 75 1,0% 

” ” ” 5 ” ” der 2 7 

” „ ” 5 ” ” Wohn⸗ 2,5 ” 

51 50 FA bevölkerung 3 „ 

Nn dartiber hinausgehenden 3,5 , 

Hundertteilen f 
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angerechnet und die ſich hiernach ergebende Anteilziffer mit dem Bruchteile zugrunde gelegt, der dem 
Verhältniſſe der Poſt⸗ und Bahnarbeitnehmerbevölkerung zur geſamten Arbeitnehmerbevölkerung 
der zuſchußpflichtigen Reichsbetriebe entſpricht. f 

Dieſe Ziffer wird bei Gemeinden 


bis zu 2000 Einwohnern mit 10/10 
mit mehr als 2000 bis 10 000 Einwohnern mit 9/10 


1 1 „ 10 000 „ 25 000 5 0 
N 5 „ 25 000 „ 100 000 75 N) 
m 17 „ 100 000 „ 500 000 1 0 
„ „ „ 500 000 Einwohnern mit 5/10 


in Anſatz gebracht. 


(2) Gemeinden, in denen die geſamte Arbeitnehmerbevölkerung der zuſchußpflichtigen Reichs⸗ 
betriebe nicht mehr als 5 vom Hundert der ortsanweſenden Bevölkerung nach dem Ergebniſſe der 
jeweils letzten Volkszählung unter Hinzurechnung der vorübergehend Abweſenden und unter Ab- 
rechnung der vorübergehend Anweſenden abzüglich der Angehörigen der Wehrmacht (Wohn- 
bevölkerung — 8 7 Abſ. 2 des Geſetzes über die Pauſchalierung der Verwaltungskoſtenzuſchüſſe, 8 6 
der Durchführungsbeſtimmungen für die §§ 8 bis 10 des Geſetzes über gegenſeitige Beſteuerung 
vom 25. Oktober 1930 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 471) — an dem vorbezeichneten Stichtage beträgt, werden 
nicht berückſichtigt. 


(3) Beträgt die geſamte Arbeitnehmerbevölkerung der zuſchußpflichtigen Reichsbetriebe einer 
Gemeinde zwar nicht an dem im Abf. 1 bezeichneten Stichtag, aber am Tage der Perſonenſtands⸗ 
aufnahme des Jahres 1928 oder eines der voraufgegangenen Jahre bis einſchließlich 1925 mehr als 
5 vom Hundert der Wohnbevölkerung, ſo wird die Gemeinde für dieſes und die bis einſchließlich 1925 
voraufgegangenen Rechnungsjahre nach Maßgabe der Vorſchriften des Abſ. 1 entſprechend berück⸗ 
ſichtigt. An die Stelle des im Abſ. 1 genannten Stichtags tritt der hiernach zugrunde zu legende 
Tag der Perſonenſtandsaufnahme. 


8 2. 

Für die Verteilung der Pauſchbeträge für das Rechnungsjahr 1930 und die folgenden 
Rechnungsjahre gelten die Vorſchriften des Artikels II S 1 Abſ. 1 und 2 entſprechend mit der Maß⸗ 
gabe, daß die Arbeitnehmerbevölkerung am 10. Oktober des vorangegangenen Jahres zugrunde zu 
legen iſt. 


8 3. 
Als geſamte Arbeitnehmerbevölkerung der zuſchußpflichtigen Reichsbetriebe einerſeits und als 
Poſt⸗ und Bahnarbeitnehmerbevölkerung andererſeits gelten die Arbeitnehmer und deren Familien⸗ 
angehörige, die gemäß 8 8 des Geſetzes über gegenſeitige Beſteuerung in der Faſſung des Geſetzes 
über die Pauſchalierung der Verwaltungskoſtenzuſchüſſe, § 7 des Geſetzes über die Pauſchalierung 
der Verwaltungskoſtenzuſchüſſe und S 4 der Durchführungsbeſtimmungen für die SS 8 bis 10 des 
Geſetzes über gegenſeitige Beſteuerung als anrechnungsfähig anerkannt ſind. 


SA. 

() Die Gemeinden haben ihre Anſprüche auf Beteiligung an den Pauſchbeträgen für 1925 
bis einſchließlich 1930 binnen einer Ausſchlußfriſt von vier Wochen nach der Verkündung dieſer Ver⸗ 
ordnung bei dem Präſidenten des Preußiſchen Statiſtiſchen Landesamts unter gleichzeitiger Angabe 
der Zahl der in ihnen an dem maßgeblichen Stichtage wohnhaft geweſenen geſamten Arbeitnehmer⸗ 
bevölkerung der zuſchußpflichtigen Reichsbetriebe und der Poft- und Bahnarbeitnehmerbevölkerung 
anzumelden. Für die künftigen Rechnungsjahre ſind die Anſprüche unter gleichzeitiger Angabe der 
entſprechenden Arbeitnehmerbevölkerung nach dem Stande vom 10. Oktober des vorangegangenen 
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Jahres dem Präſidenten des Preußiſchen Statiſtiſchen Landesamts bis zum 15. Februar jeden 
Jahres (Ausſchlußfriſt) anzumelden. Die Richtigkeit der Angaben der Gemeinden muß von den 
Verwaltungen derjenigen Reichsbetriebe, bei denen die gemeldeten Arbeitnehmer beſchäftigt ſind, 
beſcheinigt ſein. Erſtreckt ſich die Beſcheinigung der Richtigkeit nicht auch auf die Familien⸗ 
angehörigen, jo können dieſe unter Zugrundelegung der im S 5 Abſ. 2 der Durchführungs⸗ 
beſtimmungen für die SS 8 bis 10 des Geſetzes über gegenſeitige Beſteuerung feſtgeſtellten Vom⸗ 
hundertſätze angeſetzt werden. 


(2) Für die Feſtſtellung der Arbeitnehmerbevölkerung im Sinne des Artikels II SS 1 bis 3 
ſind die Ermittlungen des Preußiſchen Statiſtiſchen Landesamts maßgebend. In Zweifelsfällen 
eutſcheiden die Miniſter des Innern und der Finanzen endgültig. 


(3) Wird in einem Verfahren auf Heranziehung zuſchußpflichtiger Reichsbetriebe, die nicht der 
Pauſchalierung unterliegen, oder in einem anſchließenden Rechtsmittelverfahren eine andere als die 
nach Abſ. 1 dem Präſidenten des Preußiſchen Statiſtiſchen Landesamts gemeldete Zahl der 
geſamten Arbeitnehmerbevölkerung in zuſchußpflichtigen Reichsbetrieben für die Gemeinde feſtgeſtellt, 
fo kann die Gemeinde die Berichtigung der für fie gemäß Artikel II §§ 1 und 2 feſtgeſtellten Schlüſſel⸗ 
zahl oder, wenn bisher mit Rückſicht auf die Vorſchrift des Artikels II § 1 Abſ. 2 eine Schlüffelzahl 
für die Gemeinde nicht feſtgeſtellt war, die nachträgliche Feſtſtellung einer Schlüſſelzahl verlangen. 
Der Antrag muß, ſoweit es ſich um die Rechnungsjahre 1925 bis 1929 handelt, bis zum 31. März 
1932 und, ſoweit es ſich um die Schlüſſelzahlen für ſpätere Rechnungsjahre handelt, bis zum Ablauf 
des nächſtfolgenden Rechnungsjahrs geſtellt ſein (Ausſchlußfriſt). 


8 5. 

(1) Soweit Gemeinden Anſprüche auf Grund des Reichsbeſteuerungsgeſetzes vom 15. April 
1911 (Reichsgeſetzbl. S. 187) innerhalb der Friſt des § 8 Abſ. 2 dieſes Geſetzes gegen die Deutſche 
Reichsbahn⸗Geſellſchaft für das Rechnungsjahr 1924 rechtzeitig geltend gemacht haben und dieſe An⸗ 
ſprüche am Tage der Verkündung dieſer Verordnung dem Grunde und der Höhe nach rechtskräftig 
feſtgeſtellt worden ſind, die Deutſche Reichsbahn⸗Geſellſchaft bisher aber die hiernach zu entrichtenden 
Beträge noch nicht geleiſtet hat, werden dieſe aus dem für die Rechnungsjahre 1925 bis 1929 von 
der Deutſchen Reichsbahn-Geſellſchaft zur Verfügung geſtellten Pauſchbetrage vorweg beglichen. 

(2) Sind im Sinne des Abſ. 1 rechtzeitig geſtellte Anſprüche nur dem Grunde, nicht auch der 
Höhe nach rechtskräftig feſtgeſtellt worden, ſo wird der Gemeinde für das Rechnungsjahr 1924 aus 
dem für die Rechnungsjahre 1925 bis 1929 von der Deutſchen Reichsbahn-Geſellſchaft zur Ver⸗ 
fügung geſtellten Pauſchberrage vorweg derſelbe Betrag überwieſen, den ſie gemäß Artikel II § 1 Abſ. 1 
für das Rechnungsjahr 1925 erhält. Beſteht gemäß Artikel II § 1 Abſ. 2 für das Rechnungsjahr 
1925 eine Zuſchußberechtigung nicht mehr, ſo entſcheiden die Miniſter des Innern und der Finanzen 
über die Höhe des der Gemeinde zu gewährenden Betrags. 

(3) Nicht rechtskräftig feſtgeſtellte Forderungen ſowie Zinsanſprüche und Nebenforderungen 
werden nicht berückſichtigt. 

Artikel III. 

Mit der Durchführung dieſer Verordnung werden der Miniſter des Innern und der Finanz⸗ 

miniſter beauftragt. 
a Artikel IV. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 15. Dezember 1930. 


. (Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Severing. Höpker Aſchoff. 


vr 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 
1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 26. Oktober 1928 
über die Genehmigung zur Erweiterung des Geſellſchaftszwecks der Eiſenbahngeſellſchaft 
Altona -Kaltenkirchen-Neumünſter f 
durch das Amtsblatt der Regierung in Schleswig Nr. 49 S. 505, ausgegeben am 6. Dezember 1930; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 20. Auguſt 1930 


über die Genehmigung zur Erweiterung des Geſellſchaftszwecks der Eiſenbahngeſellſchaft 
Altona⸗-Kaltenkirchen- Neumünſter 


durch das Amtsblatt der Regierung in Schleswig Nr. 49 S. 505, ausgegeben am 6. Dezember 1930. 
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